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F. Weil: Zielgruppe Ärzteschaft

âIch werde die mir anvertrauten Geheimnisse auch
Ã¼ber den Tod des Patienten hinaus wahrenâ, heiÃt es
in einer bis heute gÃ¼ltigenAbwandlung des klassischen
Hippokratischen Eides in der Genfer Deklaration des
WeltÃ¤rztebundes von 1948. Vgl. (Stand 13.8.2008). Das
GelÃ¶bnis stellte auch die Grundlage der Ã¤rztlichen
Ethik in der DDR dar. Wie oft und weshalb Ãrzte in
der DDR es dennoch brachen, zeigt Francesca Weil in
ihrer Studie âZielgruppe Ãrzteschaftâ. Darin untermau-
ert sie anhand von Ergebnissen einer empirischen Studie
zur inoffiziellen Kooperation von Ãrzten mit dem Minis-
terium fÃ¼r Staatssicherheit den bereits von MÃ¼ller-
Enbergs MÃ¼ller-Enbergs, Helmut, Zur Kunst der Ver-
weigerung â Warum BÃ¼rger nicht mit dem Ministeri-
um fÃ¼r Staatssicherheit kooperieren wollten, in: Kerz-
RÃ¼hling, Ingrid; PlÃ¤nkers, Thomas (Hrsg.), Sozialisti-
sche Diktatur und psychische Folgen. Psychoanalytisch-
psychologische Untersuchungen in Ostdeutschland und
Tschechien, TÃ¼bingen 2000, S. 165-195. ermittelten An-
teil der Ãrzte an den inoffiziellen Mitarbeitern (IM) des
MfS. Er lagmit drei bis fÃ¼nf Prozent wesentlich hÃ¶her
als der Prozentsatz von IM in der DDR-BevÃ¶lkerung (S.
20). Auf die GesamtbevÃ¶lkerung bezogen lag er 1988/89

bei etwa 1,3 Prozent. Ebd. Einen breiten Raum nimmt
in der Studie die Untersuchung von Schweigepflichts-
verletzungen dieser Ãrzte ein. 28 Prozent der von Weil
untersuchten 493 IM-Ãrzte gaben intime Informationen
Ã¼ber Patienten preis. Der Feststellung, dass angesichts
dieser Ergebnisse nicht mehr von EinzelfÃ¤llen gespro-
chen werden kann (S. 186), ist vorbehaltlos zuzustimmen.

Zwar war das Gebot der Schweigepflicht Ã¤hnlich
wie in der Bundesrepublik durch Paragraphen des
Strafgesetzbuches eingeschrÃ¤nkt, die eine Anzeige-
pflicht durch den Arzt bei geplanten Straftaten vorsa-
hen. Darunter fielen im Gegensatz zu Westdeutschland
in der DDR auch politische Delikte wie âstaatsfeind-
licher Menschenhandelâ, schwere FÃ¤lle von âstaats-
feindlicher Hetzeâ sowie die planmÃ¤Ãige Vorberei-
tung âungesetzlicher GrenzÃ¼bertritteâ. Eine Verlet-
zung der Schweigepflicht im Rahmen einer Spitzel-
tÃ¤tigkeit fÃ¼r das Ministerium fÃ¼r Staatssicherheit
rechtfertigten die Paragraphen indes nicht. Damit wur-
de das geltende Recht unterlaufen, insbesondere dann,
wenn es sich um Informationen Ã¼ber Diagnose, The-
rapie, PersÃ¶nlichkeitsstruktur, soziale oder andere Pro-
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bleme handelte (S. 186). Weil belegt in ihrer Studie an-
hand von detaillierten Fallbeispielen eindrucksvoll die-
sen Vertrauensbruch (Kapitel 8).

Vor der Untersuchung der Verletzung der Ã¤rztlichen
Schweigepflicht fÃ¼hrt Weil in das Thema ein (Kapi-
tel 1 und 2) und rollt die unterschiedlichen Kategorien
von inoffiziellen Mitarbeitern auf (Kapitel 3). Die meis-
ten Ãrzte kategorisierte das MfS demzufolge â wie in
allen anderen Berufsgruppen auch â als âgeheime In-
formatorenâ (GI) bzw. spÃ¤ter als âinoffizielle Mitar-
beiter, die mit der Sicherung gesellschaftlicher Bereiche
und Objekte beauftragt warenâ (IMS). AuffÃ¤llig ist je-
doch der Anteil der âinoffiziellenMitarbeiter der Abwehr
mit Feindverbindung bzw. zur unmittelbaren Bearbei-
tung im Verdacht der FeindtÃ¤tigkeit stehenden Perso-
nenâ (IMV/IMF/IMB) unter denMedizinern (1988: 19 Pro-
zent), der mehr als sechsmal hÃ¶her war als der durch-
schnittliche Anteil der IMV/IMF/IMB am gesamten IM-
Bestand (1988: 3 Prozent) (S. 56).Weil erklÃ¤rt den hohen
Bedarf gerade in diesem Bereich vor allem mit dem noch
âunvermindert anhaltenden Flucht- und Ausreisewillenâ
vonÃrzten. InteressantwÃ¤re hier auch die Frage, inwie-
weit ein so hoher Einsatz von IM âmit FeindberÃ¼hrungâ
notwendig war, um an wissenschaftliche oder medizin-
technische Errungenschaften des Westens zu gelangen.

Im vierten Kapitel analysiert Weil die Werbestrategi-
en des MfS sowie die Reaktionen der IM-Kandidaten auf
diese MaÃnahmen. Dabei wird deutlich, dass die weit-
aus hÃ¤ufigste Strategie, Ãrzte fÃ¼r eine konspirative
TÃ¤tigkeit zu werben, das HeraufbeschwÃ¶ren eines Be-
drohungsszenarios war, in dem der Westen fachkompe-
tente Mediziner aus der DDR zielgerichtet abwarb und
ausschleuste. Neueste Untersuchungen zeigen, dass sich
das MfS schon seit den 1950er-Jahren darÃ¼ber bewusst
war, dass eine solche gezielte Abwerbung von Medizi-
nern aus der DDR eher die Ausnahme als die Regel dar-
stellte. Arndt, Melanie, Gesundheitspolitik im geteilten
Berlin in der Systemkonkurrenz 1948-1961, Diss. phil.
HU Berlin 2008. Dennoch hielt es in ihrer Argumenta-
tion â und offenbar insbesondere in ihrer Werbestrate-
gie â daran fest. Um Mediziner fÃ¼r die Spitzeldienste
zu gewinnen, gebrauchte das MfS neben dem allgemei-
nen Bedrohungsszenario auch andere âLegendenâ, wie
Weil aufzeigt, etwa indem es fingierte Schreiben in Um-
lauf brachte, die einzelne Ãrzte diskreditierten und un-
ter Druck setzten. Dabei nutzte dasMinisterium konkrete
persÃ¶nliche sowie berufliche Situationen derMediziner
aus. Die Mehrheit der Mediziner verpflichtete sich indes
ohne langes ZÃ¶gern zu einer inoffiziellen Zusammen-
arbeit (S. 89).

Weil widmet sich im fÃ¼nften Kapitel den Motiven
der Ãrzte, die zu einer Zusammenarbeit mit dem Staatssi-
cherheitsdienst fÃ¼hrten. Das vom MfS am hÃ¤ufigsten
registrierte Motiv der âpolitischen Ãberzeugungâ belich-
tetWeil zurecht kritisch, denn nicht selten unterlagen die
FÃ¼hrungsoffiziere angenommenen oder tatsÃ¤chlichen
politischen PrÃ¤missen und Dienstvorschriften, die ei-
ne Anwerbung auf der Basis politischer Ãberzeugung
prÃ¤ferierten. Daneben waren es vor allem âWiedergut-
machungâ echter oder vermeintlicher Verfehlungen und
âpersÃ¶nliche Interessenâ, also vor allem die Aussicht
auf persÃ¶nliche Vorteile, die Anerkennung durch den
MfS-Offizier, das GefÃ¼hl, an der Macht teilzuhaben,
aber auch konkrete Hilfe im unmittelbaren beruflichen
Umfeld, die eine Entscheidung zur konspirativen Koope-
ration beeinflussten (S. 94). Insbesondere im Falle der so
genannten âWiedergutmachungâ spielte Erpressung in
den WerbegesprÃ¤chen eine entscheidende Rolle, aller-
dings wÃ¤re es falsch, davon auszugehen, dass die Mehr-
heit der IM-Ãrzte genÃ¶tigt worden wÃ¤re.

Als âSondergruppenâ unter den IM-Ãrzten behan-
delt Weil minderjÃ¤hrig Geworbene, IM-Ãrzte unter
HÃ¤ftlingen, im Strafvollzug, Haftkrankenhaus, im Aus-
landseinsatz und mit nationalsozialistischer Vergangen-
heit im sechsten Kapitel. Die unterschiedlichen Berichts-
formen Personen-, Stimmungs-, Reise- und Sachberichte
analysiert die Autorin im darauf folgenden Kapitel. Das
Ergebnis der Aktenanalyse, dass personenbezogene Be-
richte deutlich Ã¼berwogen, widerlegt Aussagen desMi-
nisteriums, denen zufolge sich viele IM-Ãrzte personen-
bezogener Informationen entzogen. In Weils Stichprobe
machten sie lediglich eine kleine Gruppe aus (S. 150f.).
HauptsÃ¤chlich berichteten die Ãrzte Ã¼ber Kollegen,
darauf folgten AuslÃ¤nder und an dritter Stelle Patien-
ten (S. 153). Zudem geht Weil auch kurz auf die Folgen
fÃ¼r bespitzelte Personen sowie ausfÃ¼hrlicher auf die
persÃ¶nlichen Vorteile fÃ¼r die inoffiziellen Mitarbei-
ter ein. Beendigung oder Ablehnung der Zusammenar-
beit erlÃ¤utert sie im neunten Kapitel.

Neben der Akteneinsicht fÃ¼hrte Weil 21 Zeitzeu-
gengesprÃ¤chemit ehemaligen IM-Ãrzten. Die Ergebnis-
se dieser Interviews und des Abgleichs mit der Aktenlage
prÃ¤sentiert sie im zehnten Kapitel der Studie. Neben der
wenig Ã¼berraschenden BestÃ¤tigung der These, dass
âpolitische Ãberzeugungâ allein kaum als Motivation zur
Zusammenarbeit genÃ¼gte, ist der Vergleich aus erinne-
rungshistorischer Perspektive sehr interessant. Gleich-
zeitig gilt es jedoch nicht auÃer acht zu lassen, dass MfS-
Akten als Folie nur bedingt taugen. Diese Quellenkritik
kommt in der GegenÃ¼berstellung jedoch teilweise zu
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kurz.

Im abschlieÃenden Kapitel der Analyse befasst sich
Weil mit den Ãrzten unter den Abgeordneten der letzten
Volkskammer der DDR. Sie deckt auf, dass von den 33
teilhabenden Medizinern mindestens acht als inoffizielle
Mitarbeiter oder IM-Kandidaten tÃ¤tig waren. In einem
ResÃ¼mee werden die wichtigsten Erkenntnisse der Ar-
beit zusammenfassend dargestellt.

Weil ist insgesamt eine sehr wertvolle Studie ge-
lungen, in der sie einen umfassenden und ausgewo-
genen Einblick nicht nur in die quantitative Verstri-
ckung der Mediziner in konspirative TÃ¤tigkeiten ent-
hÃ¼llt, sondern auch einen differenzierten Einblick in
Motivationen und Interessenlagen sowohl von Seiten
des Staatssicherheitsdienstes als auch der Ãrzteschaft
gibt. Sie ergÃ¤nzt damit sowohl die bereits vorhandenen
Forschungen zum Staatssicherheitsdienst Grundlegend:
MÃ¼ller-Enbergs, Helmut (Hrsg.), Inoffizielle Mitarbei-
ter des Ministeriums fÃ¼r Staatssicherheit, Richtlinien
und DurchfÃ¼hrungsbestimmungen, Berlin 1996; Giese-
ke, Jens, Mielke-Konzern. Die Geschichte der Stasi 1945-
1990, MÃ¼nchen 2001. , als auch zum Gesundheitswe-
sen und hierbei im speziellen der Ãrzteschaft in der DDR.
Exemplarisch: Ernst, Anna-Sabine, âDie beste Prophyla-
xe ist der Sozialismusâ. Ãrzte und medizinische Hoch-
schullehrer in der SBZ/DDR 1945-1961, MÃ¼nster u.a.
1997; SÃ¼Ã, Sonja, Politisch missbraucht? Psychiatrie
und Staatssicherheit in der DDR, Berlin 1998. DarÃ¼ber
hinaus bietet sie erste Anhaltspunkte fÃ¼r einen Ver-
gleich politischen Verhaltens von Medizinern in diktato-

rischen Regimen. Eine interessante Erweiterung wÃ¤re
eine Untersuchung der frÃ¼hen Jahre. Weil setzt ihren
Schwerpunkt auf die 1970er- und 1980er-Jahre. Doch
nicht erst in 1970er-Jahren, wie Weil angibt (S. 16), ver-
stand die Partei- und StaatsfÃ¼hrung der DDR den âso-
zialistischen Arztâ als PersÃ¶nlichkeit mit groÃer ge-
sellschaftlicher Bedeutung. Diese Wahrnehmung setzte
schon sehr viel frÃ¼her ein. Das Konzept des Arztes als
Erzieher entwickelte die Partei- und StaatsfÃ¼hrung be-
reits Anfang der 1950er-Jahre. SpÃ¤testens seit diesem
Zeitpunkt galt den Medizinern ein besonderes Augen-
merk â auch des Staatssicherheitsdienstes. Auch die Pro-
bleme, dieWeil als Schwierigkeiten des ostdeutschen Ge-
sundheitswesen der 1970er- und 1980er-Jahre anfÃ¼hrt,
die stete Ãberbelastung aufgrund des Ãrztemangels so-
wie die unzureichende materielle und technische Aus-
stattung der Krankeneinrichtungen, waren von Beginn
an ein Knackpunkt des ostdeutschen Gesundheitswe-
sens.

Neben den inhaltlichen Kritikpunkten sind vor al-
lem noch ein paar formale Bemerkungen zu machen.
So wÃ¤re die Studie sicher leserfreundlicher ausgefallen,
wenn Definitionen der verwendeten AbkÃ¼rzungen und
Spezialbegriffe bei der Erstnennung eingefÃ¼hrt wor-
den wÃ¤ren. Zudem wÃ¤re es wÃ¼nschenswert, wenn
bei strukturellen Aspekten sorgfÃ¤ltiger vorgegangen
wÃ¤re, etwa bei der Ãbereinstimmung von Text und Ta-
belleninhalten. Doch trotz dieser SchwÃ¤chen bleibt auf-
grund der FÃ¼lle an neuen Erkenntnissen und interes-
santen Details ein positiver Gesamteindruck.
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